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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte
Bundesrat

Die Motion Rutz (svp, ZH) war eines jener Geschéfte, das dem Abbruch der
Frihjahrssession zum Opfer gefallen war. Das Geschaft, das eine Neugestaltung der
Broschire «Der Bund kurz erklart» verlangte, und zwar dergestalt, dass alle
Parlamentsmitglieder - aber nicht mehr die Verwaltungsdirektionen - namentlich und
bildlich aufgefuhrt werden, kam deshalb erst in der Sommersession in den Zweitrat.
Dort hatte der Vorstoss, der von der grossen Kammer noch ohne Gegenstimmen
angenommen worden war, einen schweren Stand und wurde ohne Diskussion versenkt.
Dies hatte vor allem damit zu tun, dass die Broschlre in der Zwischenzeit angepasst
und das Anliegen damit bereits umgesetzt worden war. Mathias Zopfi (gp, GL), der
Sprecher der SPK-SR, die aus diesem Grund bereits im Januar die Motion mit 11 zu O
Stimmen bei 2 Enthaltungen zur Ablehnung empfohlen hatte, konnte sich allerdings ein
paar Seitenhiebe auf den Nationalrat nicht verkneifen. Die Kommission stelle sich nicht
gegen die Uberlegungen der Motion, dass es nicht unwesentlich sei, in welcher Form
und mit welchem Inhalt die verschiedenen Staatsgewalten in der 200'000 Auflagen
starken - Walter Thurnherr korrigierte diese Zahl in der Debatte auf 180'000 - und fur
den Staatskundeunterricht eingesetzten Broschire dargestellt wirden. Das Faltblatt in
der Mitte der Broschure, auf dem die Mitglieder von National- und Stéanderat abgebildet
und namentlich erwahnt seien, sei aber eine zweckmassige Losung. Darlber hinaus
ermogliche es «unseren grossten Fans sogar, das Poster herauszunehmen und Ubers
Bett zu héngen». Die Frage, die sich dann allerdings stelle sei, welche Seite vorne sein
musse, jene mit dem Nationalrat oder jene mit dem Sténderat. Diese Frage wirde aber
nach der Lektire der Broschre sicherlich richtig beantwortet werden. '

Bundesverwaltung - Personal

Neben der Motion Bigler (fdp, ZH) debattierte der Stéanderat in der Herbstsession 2020
auch die Motion seiner SPK-SR, mit der diese ein offentliches Register der
Nebenbeschéftigungen von héheren Kadern in der Bundesverwaltung forderte. Die
vom Nationalrat im Juni 2019 angenommene Motion Bigler (Mo. 17.4127) war der
Kommission zu weit gegangen, forderte sie doch im Gegensatz zum eigenen Vorstoss
die Offenlegung von Interessenbindungen samtlicher Kaderangestellten in der
Verwaltung. Uberdies sah die Kommission ein solches Register auch mit zu hohem
administrativen Aufwand verbunden. Allerdings hiess sie die grundsatzliche Idee hinter
dem Vorstoss gut und schlug deshalb die Ablehnung der Motion Bigler, aber die
Annahme der eigenen Motion vor, geméss der Verwaltungsangestellte mit Lohnklasse 30
und hoher ihre Nebenbeschaftigungen offenlegen mussten. Dies wurde rund 800
Personen betreffen, fliihrte Kommissionssprecher Philipe Bauer (fdp, NE) im Rat aus,
und ware entsprechend weniger aufwandig als die Umsetzung der Motion Bigler. Eine
von Mathias Zopfi (gp, GL) angeflihrte links-griine Kommissionsminderheit wollte
freilich auch von der abgeschwéachten Motion nichts wissen. Die Aargauer Zeitung hatte
sich bereits im Vorfeld der Debatte darliber gewundert, dass das links-griine Lager die
von ihm in der Regel geforderte Transparenz hier nicht unterstitzen wolle - schliesslich
sei doch gerade die Bundesverwaltung zunehmend Einfallstor fir Lobbyisten und
Verwaltungsangestellte mit Nebenbeschéaftigungen und deshalb auch anféllig far
Interessenkonflikte. Transparenz sei wichtig, nahm der Glarner Kantonsvertreter den
Ball auf. Dies gelte aber vor allem flr zu wéhlende oder gewéahlte Politikerinnen und
Politiker, bei denen die Bdirgerinnen und Burger wissen mussten, welche
Interessenvertretungen  sie  sozusagen  mit-wéahlen. Bei nicht gewahlten
Verwaltungsangestellten gehe es eher um den Schutz der Privatsphére. Der Bundesrat
habe in seiner Antwort auf die beiden Motionen ausgefuhrt, dass Kader ihre
Interessenbindungen und Nebenbeschaftigungen heute schon auswiesen, allerdings
lediglich gegenlber ihren Vorgesetzten, die sie ja eben auch auswéhlten und
beurteilten. Auf der Basis des Offentlichkeitsprinzips kénnten Bindungen von
Kadermitarbeitenden berdies auch von der Offentlichkeit nachgefragt werden. Eine
Kontrollméglichkeit - etwa durch die Medien - bestehe also durchaus heute schon.
Eigentlich handle es sich also um eine Holschuld, mit der Forderung der beiden
Motionen wurde diese aber in eine Bringschuld verwandelt, was nicht nur Geld koste,
sondern auch einen «destabilisierenden Effekt auf die Verwaltung» haben kénnte, weil
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dies Potenzial fur Skandalisierungen berge. Der Bundesrat beflirchtete, dass man mit
einer Annahme der Motionen nicht Transparenz, sondern ein Register schaffen wurde
«flr politische Interessengruppen und fur Politiker [...], die, ohne Aufwand zu haben,
etwas Druck auf die Verwaltung ausiben modchten». Auch der flur die Verwaltung
zustandige Finanzminister Ueli Maurer stiess in dieses Horn: Ein laufend aktualisiertes
Register fur 800 Mitarbeitende sei eher «Voyeurismus» als nutzlich. Mit einer aktiven
Veroffentlichung «wird es sicher zwei, drei Journalisten geben, die einen Namen finden
und dann eine Skandalgeschichte machen». Beide Motionen, auch die weniger weit
gehende Kommissionsmotion, wlrden deshalb eher Schaden als Nutzen mit sich
bringen, weshalb der Bundesrat deren Ablehnung beantrage. Wahrend die Motion Bigler
deutlich versenkt wurde, kam es bei der Kommissionsmotion zu einer sehr knappen
Ablehnung von 19 zu 18 Stimmen. ?

Parlamentsmandat

Gleich drei Mal kam es in der Wintersession 2019 zu Vereidigungen im neu gewahlten
Standerat. Da die 2. Wahlgange im Kanton Zug am 17. November und in den Kantonen
Basel-Landschaft und Schwyz erst am 24. November stattgefunden hatten, brauchten
die Regierungen dieser drei Kantone aufgrund der Rekursfristen langer fur die
Validierung der jeweiligen Wahlen, so dass Matthias Michel (fdp, ZG) am 3. Dezember
und Maya Graf (gp, BL) sowie Othmar Reichmuth (cvp, SZ) erst am 4. Dezember im
Standerat Einsitz nehmen konnten. Besonders speziell im Fall von Maya Graf, die im
Gegensatz zu ihren beiden neuen Ratskollegen nicht die Eidesformel («Ich schwére vor
Gott dem Allméachtigen, die Verfassung und die Gesetze zu beachten und die Pflichten
meines Amtes gewissenhaft zu erflllen»), sondern das Gellibde ablegte («Ich gelobe,
die Verfassung und die Gesetze zu beachten und die Pflichten meines Amtes
gewissenhaft zu erflillen»), war der Umstand, dass die Baselbieterin zwei Tage zuvor als
Altersprasidentin die Wintersession im Nationalrat ero6ffnet hatte. Die Vereidigung aller
Ubrigen neu gewahlten Standeratinnen und Standerate fand am ersten Tag der neuen
Legislatur, also schon am 2. Dezember statt.

Thierry Burkart (fdp, AG), Marco Chiesa (svp, Tl), Andrea Gmur-Schénenberger (cvp, LU),
Charles Juillard (cvp, JU), Hansjorg Knecht (svp, AG), Marianne Maret (cvp, VS), Werner
Salzmann (svp, BE), Jakob Stark (svp, TG), Heidi Z'graggen (cvp, UR) und Mathias Zopfi
(gp, GL) wurden vereidigt; Philippe Bauer (fdp, NE), Elisabeth Baume-Schneider (sp, JU),
Marina Carobbio Guscetti (sp, Tl), Johanna Gapany (fdp, FR), Eva Herzog (sp, BS), Lisa
Mazzone (gp, GE), Carlo Sommaruga (sp, GE), Adéle Thorens Goumaz (gp, VD) und Céline
Vara (gp, NE) legten das Gelibde ab.

Insgesamt wurden also 22 neue Ratsmitglieder vereidigt, eine Rekordzahl in der
Geschichte des Bundesstaates. Damit wurde fast die Halfte der Sitze in der kleinen
Kammer neu besetzt. 11 der 22 Neuen waren sowohl in den Nationalrat als auch in den
Standerat gewahlt worden. Sie mussten sich - da laut Bundesverfassung ein
Doppelmandat nicht moglich ist - fur eines der beiden Mandate entscheiden, wie dies
das Blro-SR in seinem Bericht zur Feststellung der Unvereinbarkeiten (19.058)
festhielt. °

In der Herbstsession 2021 beugte sich der Standerat Uber die auf eine parlamentarische
Initiative ~ von  Marco  Chiesa (svp, TI)  zurlckgehende  Revision der
Parlamentsverwaltungsverordnung, mit der die Veroéffentlichung zuséatzlicher
Staatsangehorigkeiten von Parlaments- und Regierungsmitgliedern geregelt werden
soll. Der Initiant selber sprach sich im Namen der SPK-SR flr seine urspringliche Idee
aus. Alle allfalligen Staatsburgerschaften anzugeben sei eine notwendige Etappe hin zu
einem transparenteren Parlament. Zu wissen, ob ein Legislativ- oder Exekutivmitglied
neben der Schweizer eine zweite Staatsburgerschaft habe, sei ebenso bedeutsam flr
die Wahlerinnen und Wahler wie die Kenntnis von Beruf oder Interessenbindungen.
Dies werde allerdings von einer Kommissionsminderheit bestritten, so Chiesa. Die
Kommission habe auch (iber den Anderungsantrag des Nationalrats diskutiert, kiinftig
nur noch die Mail- aber nicht mehr die Postadresse zu veroffentlichen. Die SPK-SR
beantrage, diese Modifikation der grossen Kammer nicht anzunehmen, weil dies dem
Anliegen fur mehr Transparenz nicht gerecht wirde.

Fur die Minderheit, die gegen eine Veroffentlichung weiterer Staatsangehodrigkeiten
eintrat, gab Mathias Zopfi (gp, GL) zu bedenken, dass die Verdffentlichung einer zweiten
Staatsburgerschaft sozusagen als eine Art Interessenbindung einen negativen
Beigeschmack habe. Als sei eine Doppelblrgerschaft ein Zeichen daflr, dass jemand
nicht zu den «richtigen Eidgenossen» gehore. Das sei é&hnlich wie bei der
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Fussballnationalmannschaft, ~wo vermutet werde, dass ein Spieler mit
Migrationshintergrund «nicht so richtig fur uns tschuttet». Vielleicht sei eine doppelte
Staatsburgerschaft interessant fur Wahlerinnen oder Wahler, genauso interessant
waren dann aber die Hobbies. Vielleicht wirde ja jemand auch gewahlt, weil er gerne
jasse. Die Bilder von Zopfi verfingen nicht - der Mehrheitsantrag passierte mit 28 zu 13
Stimmen. Weil in der Gesamtabstimmung, die ein Stimmenverhaltnis von 29 zu 13
Stimmen (keine Enthaltungen) zeigte, auch der Vorschlag des Nationalrats, auf die
Postanschrift zu verzichten, abgelehnt wurde, muss das Geschaft noch einmal in die
grosse Kammer. *

Organisation der Bundesrechtspflege

Die in der Regel als relativ unbestritten geltenden Gesamterneuerungswahlen des
Bundesgerichts wurden 2020 zur Vorlage fir eine fast epische Diskussion um die
Gewaltenteilung. Den Wahlen flr die Amtsperiode 2021-2026 war namlich die medial
virulent diskutierte Anktiindigung der SVP vorausgegangen, Yves Donzallaz, einen der SVP
angehorenden Bundesrichter, nicht wiederzuwahlen.

Ursprung der Weigerung der SVP war unter anderem ein Entscheid des Bundesgerichtes
im Sommer 2019, einem Amtshilfegesuch Frankreichs zuzustimmen, das die
Auslieferung von Bankkundendaten verlangte. In diesem Urteil hatte besagter Donzallaz
laut Blick «das Zunglein an der Waage» gespielt, zum Unverstéandnis seiner Partei. In der
Folge stellten SVP-Politiker in den Medien offen die Frage, «ob wir Bundesrichter
unserer Partei wiederwahlen wollen, wenn sie in keiner Weise unser Gedankengut
vertreten» - so etwa Fraktionschef Thomas Aeschi (svp, ZG) in der Sonntagszeitung.
Pirmin Schwander (svp, SZ) forderte in der gleichen Zeitung gar ein
Amtsenthebungsverfahren gegen den eigenen Bundesrichter. Thomas Matter (svp, ZH)
wiederum klndigte in der Liberté an, dass er den Namen dieses Richters bei dessen
Wiederwahl sicher nicht vergessen werde. Donzallaz war laut der Basler Zeitung bereits
2015 von der Weltwoche als «Abweichler» bezeichnet worden, weil er mitentschieden
hatte, dass das Freizlgigkeitsabkommen mit der EU Vorrang vor der
Masseneinwanderungsinitiative der SVP habe.

Gegen die Reaktion der SVP wurde in den Medien rasch Kritik laut. Sie wurde von vielen
Kommentatorinnen und Kommentatoren als Angriff auf die Unabhéangigkeit der
Judikative oder als Respektlosigkeit gegentber der Gewaltenteilung verurteilt.
Diskutiert wurde in der Folge auch, ob Parteipolitik Uberhaupt einen Einfluss auf die
Rechtsprechung haben dirfe - eine Frage, die auch mit der Justizinitiative einer
Antwort harrt, die im Tages-Anzeiger als «grosste Profiteurin der Querelen» bezeichnet
wurde. Auch die Weltwoche kritisierte einen Angriff auf die Gewaltenteilung, allerdings
aus alternativer Perspektive: Die Judikative setze sich beim Urteil Uber die Herausgabe
der Bankkundendaten im Verbund mit der Exekutive Uber die Legislative und den
Souveréan hinweg. Zu reden gab schliesslich auch der unmittelbar nach der SVP-Kritik
gefallte Entscheid des SVP-Fraktionschefs Thomas Aeschi, in der Gerichtskommission
Einsitz zu nehmen. Die SVP mache «die Richterwahlen zur Chefsache», urteilte die
Aargauer Zeitung.

Kurz nach der Entscheidung des Bundesgerichtes im Herbst 2019 ebbte die
entsprechende Diksussion zwar wieder ab, allerdings nur um rund ein Jahr spater bei
der Vorbereitung der Wiederwahl der Richterinnen und Richter des Bundesgerichts
wieder sehr laut zu werden. Der Sonntagsblick berichtete rund drei Wochen vor der fur
die Herbstsession 2020 angesetzten Wahl von mehreren Quellen, die bestatigten, dass
die SVP in der vorberatenden GK beantragt habe, Yves Donzallaz nicht mehr als
Vertreter der SVP zu behandeln und ihn nicht mehr zur Wiederwahl zu empfehlen. Die
Kommissionsmehrheit habe jedoch nicht auf die Forderungen eingehen wollen. In der
NZZ gab Donzallaz zu Protokoll, dass die SVP seit Jahren versuche, die Justiz zu
instrumentalisieren. Den Versuchen, das Recht einer politischen Ideologie zu
unterwerfen, miusse aber entschieden entgegengetreten werden. Er sei nicht
verpflichtet, gegenuber einer Partei Entscheidungen zu rechtfertigen. Zwar sei es
legitim, die Rechtsprechung zu kritisieren, nicht aber Richterinnen und Richter
personlich anzugreifen. Donzallaz berichtete auch, dass er von keinen Druckversuchen
durch andere Parteien wisse. «Ganz ehrlich glaube ich, es handelt sich dabei um ein
spezifisches Problem der SVP», betonte er. In der Aargauer Zeitung bestétigte ein
ehemaliger SVP-Bundesrichter, der jedoch nicht namentlich genannt werden wollte,
dass Druckversuche der Volkspartei schon in den 1990er Jahren vorgekommen seien.
Man habe sich aber stets auf den Standpunkt gestellt, dass man nicht auf das
Parteibuch vereidigt worden sei.
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Einige Wellen warf auch, dass Donzallaz von seiner eigenen Partei vor dem Wahlgeschaft
zu einem Hearing eingeladen wurde. Der Bundesrichter selber sprach von einer
«Gewissensprufung». Er habe wahrend der Diskussion vor der Fraktion ausgeschlossen,
dass er beim Urteilen ein Parteiprogramm anwenden kénne, da er nur Verfassung und
Gesetz verpflichtet sei. Flr die SVP-Fraktion argumentierte hingegen Gregor Rutz (svp,
ZH), dass jede Richterin und jeder Richter eine politische Grundhaltung habe, die das
eigene Urteil beeinflussen wirde. Der Parteienproporz sei dazu da, dies zu
berlcksichtigen und auszugleichen. Wenn nun aber ein Richter die Grundhaltung
«seiner Partei» nicht mehr teile, dann musse Letztere korrigierend eingreifen. Laut
Tages-Anzeiger machte die SVP ihrem Richter das Angebot, aus der Partei auszutreten.
Als Parteiloser wirde er auch von der SVP wiedergewahlt, sei ihm beschieden worden.

Die politische Kritik am Verhalten der SVP wurde in der Folge lauter. Dass die
Volkspartei die Institutionen nicht mehr respektiere, misse Konsequenzen haben,
forderte CVP-Président Gerhard Pfister (cvp, ZG) im Tages-Anzeiger. SP-Président
Christian Levrat (sp, FR) forderte ein Nachdenken Uber ein neues Wahlsystem, wenn
sich die SVP aus dem Konsens Uber einen freiwilligen Parteienproporz und die
Unabhéngigkeit der eigenen Richterinnen und Richter verabschiede. Diskutiert wurde
etwa eine Wahl auf Lebenszeit, um Unabhéangigkeit nach einer gewissen pluralistisch
garantierten Wahl zu garantieren. Kritisiert wurden auch die Mandatssteuern, mit
denen Richter zu stark an die eigene Partei gebunden wiirden. Zudem musste auch eine
Anzahl parteiloser Richter gewahlt werden, vorgeschlagen etwa von einer unabhangigen
Fachkommission. Freilich gab CVP-Bundesrichterin Julia Hanni im Blick zu bedenken,
dass die Unabhéangigkeit der Judikative in jedem System vor allem auch vom Respekt
der Politik vor dieser Unabhéngigkeit abhange.

Am 9. September 2020 entschied die GK, alle wieder antretenden Bundesrichterinnen
und Bundesrichter zur Wiederwahl zu empfehlen. Tags darauf gaben die Parteispitzen
der CVP, FDP und SP bekannt, den eigentlich fir die anstehende Herbstsession
geplanten «Konkordanzgipfel», bei dem das Verfahren fur die Besetzung des
Bundesrats beziehungsweise die Suche nach einer neuen Zauberformel hatten
diskutiert werden sollen, nicht durchfihren zu wollen. Man kénne mit einer Partei,
welche die Institutionen geringschatze, nicht Uber Konkordanz diskutieren - so die
Begrindung. Die NZZ schlussfolgerte daraus, dass die SVP nicht nur die Unabhangigkeit
der Justiz gefédhrde, sondern auch ihre eigene Position - auf dem Spiel stiinden gar die
eigenen Bundesratssitze. SVP-Fraktionschef Thomas Aeschi wehrte sich gegen den
Vorwurf, die Partei halte nichts von der Gewaltentrennung. Bei den Gesprachen mit
Donzallaz habe sich gezeigt, dass dieser die Werte der SVP nicht mehr vertrete. Die
Partei konne deshalb die Verantwortung flr dessen Wahl nicht mittragen. Seine
Weigerung, aus der Partei auszutreten, zeuge zudem von «Charakterschwéache». Uber
Konkordanz werde man so oder so wieder reden; die Absage des Gipfels sei wohl eher
dem Umstand geschuldet, dass man dafir keinen geeigneten Termin gefunden habe.

Noch mehr Ol ins Feuer goss dann die SP mit der Forderung, die Richterwahlen zu
verschieben. Fraktionschef Roger Nordmann (sp, VD) wollte einen entsprechenden
Ordnungsantrag einreichen. Es sei vor der Wahl abzukléaren, wie unabhangig die
Richterinnen und Richter der SVP seien. Sollte dieser Antrag nicht durchkommen,
drohte Christian Levrat im Sonntagsblick, wirde er gegen die Wiederwahl aller SVP-
Richterinnen und -Richter stimmen. Auch dies provozierte Kritik: So dusserte sich etwa
der Grlne Stédnderat Matthias Zopfi (gp, GL) im Tages-Anzeiger, dass die anderen
Parteien die Richterwahlen nicht noch mehr «verpolitisieren» sollten. Fur GLP-
Président Jurg Grossen (glp, BE) wére eine kollektive Nichtwahl eine weitere
Schwachung der Institution. Man habe ja kein Problem mit dem Gericht, sondern mit
der SVP.

Wie so vieles in der Schweizer Politik wurde dann auch die Wahl der
Bundesrichterinnen und Bundesrichter parlamentarisch wesentlich weniger heiss
gegessen als es im Vorfeld medial aufgekocht wurde. Freilich wurden am 23. September
2020 in der Vereinigten Bundesversammlung im Rahmen des Ordnungsantrags der SP-
Fraktion nochmals die parteipolitischen Klingen gekreuzt. Daniel Jositsch (sp, ZH)
flhrte fUr seine Partei aus, dass die SVP «den politischen Kampf aus dem Parlament
hinaus ins Bundesgericht tragen» wolle. Die Abwahlempfehlung eines eigenen
Bundesrichters werfe die Frage auf, ob andere SVP-Richterinnen und -Richter noch
unabhangig urteilen wirden, wenn sie eine Abwahl beflirchten mussten. Die Frage nach
der Unabhangigkeit der SVP-Richterinnen und -Richter musse die GK ab sofort vor
jeder Wiederwahl prufen, weshalb die Wahlen auf die Wintersession verschoben
werden sollten. Andrea Caroni (fdp, AR) fasste als Sprecher der GK das Prozedere
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zusammen: Weil bei keiner der 37 wieder kandidierenden Personen Hinweise auf
Amtspflichtverletzung gefunden worden seien, wurden auch alle zur Wiederwahl
empfohlen - diese Uberpriifung sei nota bene die einzige Aufgabe der GK. Alle
Fraktionen héatten den Entscheid, alle Richterinnen und Richter zur Wiederwahl zu
empfehlen, unterstitzt - mit Ausnahme der SVP, die die Wiederwahl von Bundesrichter
Yves Donzallaz nicht unterstutze. Man habe in der GK auch Uber eine Verschiebung der
Wahl und eine Art Gewissensprufung diskutiert, dies aber verworfen, eben gerade weil
die Unabhéangigkeit der Judikative geschutzt werden musse. Mit einer Verschiebung
wirden alle 37 Kandidierenden dem Generalverdacht ausgesetzt, «Parteisoldaten» zu
sein. Andererseits sei kaum zu erwarten, dass sich aufgrund einer Gewissensprufung
jemand als «fremdgesteuerten Parteisoldat» bezeichnen werde.

In der Folge legte Thomas Aeschi fur die SVP auch im Parlament noch einmal dar,
weshalb sie ihren Bundesrichter nicht zur Wiederwahl empfehlen kénne. «Nicht die
SVP politisiert die Justiz; die Justiz hat begonnen zu politisieren», flhrte der
Fraktionschef aus. Da durfe es nicht verwundern, dass die Zusammensetzung des
Bundesgerichtes zum Thema werde. Man beflirchte insbesondere, dass EU-Recht lGber
Schweizer Recht gestellt werde, wogegen sich die SVP vehement wehre. Wenn nun aber
ein eigener Richter die Werthaltungen seiner Partei nicht mehr teile, dann kénne die
SVP die Verantwortung fur ihn nicht mehr tragen. «Wenn Sie, die anderen Fraktionen,
Yves Donzallaz wiederwahlen, sind Sie verantwortlich fur sein kinftiges richterliches
Wirken: Dann ist er Ihr Richter, dann ist es Ihre Verantwortung», so Aeschi zum Schluss.

In der Folge wurde der Ordnungsantrag der SP-Fraktion mit 42 zu 190 Stimmen (6
Enthaltungen) abgelehnt - Zustimmung fand er ausschliesslich bei den Mitgliedern der
SP-Fraktion. Anschliessend wurden alle 37 Kandidierenden wiedergewahlt. Da auf den
Wahlzetteln alle 37 Namen standen und lediglich gestrichen werden konnten,
interessierten natirlich die individuellen Resultate. Am wenigsten von den 239
moglichen Stimmen erhielt wie erwartet Yves Donzallaz. Seine 177 Stimmen lagen aber
klar Gber den noétigen 120 (absolutes Mehr). Die restlichen Kandidierenden erhielten
zwischen 197 (Andreas Zind, SP) und 236 Stimmen (Luca Marazzi, FDP; Thomas
Stadelmann, CVP).

Auch die zur Wiederwahl stehenden 12 nebenamtlichen Bundesrichterinnen und
-richter schafften die erneute Wahl problemlos (mit zwischen 220 und 236 von 240
maoglichen Stimmen). Fir den zurlcktretenden Ulrich Meyer (SP) wurde Christoph Hurni
(GLP) zum ordentlichen Richter gewéahlt (mit 232 von 241 Stimmen; 9 Wahlzettel blieben
leer). Und schliesslich barg auch die Ergédnzungswahl von sechs nebenamtlichen
Richterinnen und Richtern keine Uberraschungen mehr. Auch hier erhielten alle mehr
als 200 von 239 mdéglichen Stimmen.

Freilich - so schloss die NZZ bereits am Tag vor der Wahl - stand das Schweizer
Justizsystem bei diesen Wiederwahlen auf dem Prifstand, auch wenn der Wahltag
selbst ohne Uberraschung endete. Eine Justizreform sei unumgénglich, folgerte auch
der Tages-Anzeiger. Der Angriff der SVP sei zwar gescheitert und ein «Psychodrama»
sei verhindert worden - so auch Le Temps, Tribune de Genéve und Liberté -, die Justiz
stehe nun aber unter Spannung. Daflr, dass die Diskussionen um die Wahl von
Richterinnen und Richtern nicht versandet, wird auf jeden Fall die Justiz-Initiative
sorgen. ®

In der Sommersession 2021 beriet der Standerat die Justiz-Initiative. Im Vorfeld hatte
die RK-SR die Initiative einstimmig zur Ablehnung empfohlen. Allerdings lag - wie
bereits in der Fruhjahrssession im Nationalrat - ein Minderheitenantrag auf einen
direkten Gegenentwurf vor, mit dem die Moglichkeit flir eine stille Wiederwahl von
Bundesrichterinnen und Bundesrichtern geschaffen werden sollte. Diesen Antrag
empfahl die Kommission mit 9 zu 3 Stimmen bei 1 Enthaltung zur Ablehnung.

In der Ratsdebatte flihrte der Prasident der RK-SR, Beat Rieder (mitte, VS), als
Kommissionssprecher die Argumente aus, mit welcher seine Kommission ihre
Ablehnung gegen das Begehren begrindete. Mit dem Losverfahren wirde ein
direktdemokratisches Wahlverfahren durch ein «aleatorisches» ersetzt, was der
Tradition der Schweiz widerspreche. Ein solches Verfahren wirde nicht nur die
Legitimation der Gerichte untergraben, sondern auch die Vereinigte
Bundesversammlung eines ihrer Rechte berauben und sie so schwachen. Darlber
hinaus sehe die Initiative zwar eine angemessene sprachliche Verteilung vor, eine
Repréasentation der Geschlechter oder verschiedener Landesteile und Regionen sei
aber nicht vorgesehen und wirde durch das Los wohl kaum abgedeckt. Eine moglichst
reprasentative Vertretung sei aber eben Bedingung fir eine hohe Akzeptanz der
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Judikative. Auch eine Expertenkommission, die gemass der Initiative anstelle der
Gerichtskommission (GK) die geeigneten Richterinnen und Richter bestimmen soll, die
dann zum Losverfahren zugelassen wirden, bestehe aus Mitgliedern, die «persdnliche
und gesellschaftspolitische Ansichten» hatten. Politische Neutralitat, wie sie vom
Begehren angestrebt werde, sei auch von einem solchen Gremium nicht zu erwarten.
Zudem hatten auch ausgeloste Richterinnen und Richter politische Grundhaltungen,
die per Los aber nicht unbedingt ausgewogen verteilt wéaren. Nicht das Los, sondern der
freiwillige Parteienproporz sorge eben daflr, dass unterschiedliche politische
Werthaltungen  moglichst  ausgewogen vertreten seien. Zwar kénne ein
Expertengremium nach objektiven Kriterien wohl Gber fachliche Eignung und Qualitat
von Gerichtspersonen befinden. Innerhalb dieser Qualifikationen durfte es aber
Unterschiede geben und mit dem Losverfahren wirden dann eben wahrscheinlich nicht
die Personen mit der besten Eignung gewahlt. Allerdings sei die |[dee, mehr Expertise in
die Auswahl der Richterinnen und Richter aufzunehmen, gut. Die RK-SR habe deshalb
eine parlamentarische Initiative fur einen Fachbeirat eingereicht, der die GK beim
Auswahlverfahren unterstitzen solle. Ein weiteres Problem der Justizinitiative sei, dass
sie keine Wiederwahl, sondern lediglich eine Amtsenthebung von Richterinnen und
Richtern durch Bundesrat und Parlament vorsehe. Auch hier gebe es viel Potenzial fur
Misstrauen und Legitimationsverlust. Das jetzige System habe sich bewahrt, schloss
Rieder sein Pladoyer gegen die Initiative; das «Schweizerische Bundesgericht kann als
eines der weltweit besten angesehen werden».

Lisa Mazzone (gp, GE) warb fur den Gegenvorschlag. Einen solchen brauche es nur
schon, um der Initiative moglichst viel Unterstutzung zu entziehen. Jedes Ja-Prozent sei
néamlich ein Zeichen flr schadliches Misstrauen gegen die Judikative. Das Parlament
durfe nicht so tun, als gabe es keine Probleme. Ein solches Problem stelle die
Wiederwahl der Richterinnen und Richter dar, die immer wieder von unschénen Ténen
begleitet werde und stark politisiert sei. Der Gegenvorschlag, der freilich im Nationalrat
abgelehnt worden sei und deshalb von der Kommission noch verbessert werden
musste, musse ein Verfahren anstreben, mit dem die Wiederwahl durch das Parlament
und die damit verbundenen, in der Bevdlkerung Misstrauen schirenden, politischen
Spielchen vermieden werden. Andrea Caroni (fdp, AR) nahm den Ball auf und erwéhnte,
dass es in der Geschichte lediglich in drei Fallen zu Abwahlen gekommen sei. Im 19.
Jahrhundert sei dies aufgrund des Alters zweier Richter geschehen. Dem sei mit der
gesetzlich geregelten Alterslimite - Amtsauslibung bis langstens funf Jahre nach
Erreichen des ordentlichen Rentenalters - begegnet worden. «Das institutionelle
Immunsystem» habe aber auch im dritten Fall, bei der «persénlich motivierten» Abwahl
von Bundesrichter Schubarth 1990, funktioniert, weil dieser anschliessend sofort
wiedergewahlt worden sei. Das System sei nicht perfekt, aber sehr gut und es brauche
entsprechend auch keinen Gegenvorschlag. In der Debatte wurden weitere Analogien
zur Geschichte gezogen: Heidi Z'graggen (mitte, UR) flhrte die ausgelosten Richter ins
Feld, die Sokrates zum Tod verurteilt hatten, und Mathias Zopfi (gp, GL) berichtete, dass
das Losverfahren im Kanton Glarus bis ins 17. Jahrhundert angewendet worden sei, sich
aber nicht bewahrt habe. Justizministerin Karin Keller-Sutter schloss die Debatte
schliesslich mit dem Hinweis, dass eine einmalige Wahl und eine lange Amtsdauer die
Unabhéngigkeit der Judikative in der Tat grundséatzlich stéarken und Parteilose mit dem
Losverfahren eher eine Richterstelle erhalten wirden. Trotzdem sei der Bundesrat
gegen das Begehren, weil das Losverfahren nicht dem Leistungsprinzip entspreche, die
demokratische Legitimation der Judikative untergrabe und die Vorzige des tief im
System der Schweiz verankerten freiwilligen Parteienproporz, wie etwa Transparenz und
Reprasentativitdt, ohne Not verschenke. Auch das Bundesgericht selber sehe zudem
keinen Handlungsbedarf und sei mit der Stellungnahme des Bundesrats einverstanden.
Die Magistratin verwies schliesslich auf die bereits angestossenen Revisionen, die auf
Teilforderungen der Initiative eingingen - etwa die Diskussionen in der GK fir ein
besseres Auswahlverfahren, das auch Parteilose berlcksichtigen kénnte, die
parlamentarische Initiative der RK-SR fiur einen Fachbeirat oder die parlamentarische
Initiative von Beat Walti (fdp, ZH; Pa.lv. 20.468), mit der die Mandatssteuern geregelt
werden sollen. Eine stille Wahl - so das Argument des Bundesrats gegen den Antrag flr
einen Gegenvorschlag - ware zudem weniger demokratisch und transparent als eine
Wiederwahl. Und auch eine von einer Expertenkommission beantragbare
Nichtwiederwahl mache «sogenannte Denkzettel» moglich. Ein solcher Gegenvorschlag
wirde zudem den Erwartungen der Initiantinnen und Initianten wohl zu wenig stark
entgegenkommen und sei deshalb nicht geeignet, der Initiative den Wind aus den
Segeln zu nehmen. In der darauffolgenden Abstimmung lehnte der Standerat Eintreten
auf den Minderheitenantrag flr einen Gegenvorschlag mit 26 zu 8 Stimmen (0
Enthaltungen) ab und empfahl die Initiative zur Ablehnung.

In den am Ende der Sommersession 2021 abgehaltenen Schlussabstimmungen zum
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MOTION
DATUM: 22.09.2021
MARC BUHLMANN

MOTION
DATUM: 18.06.2020
MARC BUHLMANN

Bundesbeschluss tber die Justizinitiative, mit dem die Initiative zur Ablehnung
empfohlen werden sollte, waren die Verhéltnisse dann sehr deutlich. Im Nationalrat
stimmte einzig Lukas Reimann (svp, SG) fur eine Empfehlung auf Annahme der Initiative.
Er stand 191 Gegenstimmen und 4 Enthaltungen gegenlber. Im Standerat fiel die
Empfehlung zur Ablehnung des Begehrens mit 44 Stimmen einstimmig aus (O
Enthaltungen). ©

Einen neuen Anlauf zur Einfiihrung der Verfassungsgerichtsbarkeit forderten zwei
gleichlautende Motionen von Stefan Engler (mitte, GR; Mo. 21.3689) und von Mathias
Zopfi (gp, GL; Mo. 21.3690). Seit der letzten diesbeziglichen Diskussion seien
mittlerweile zehn Jahre vergangen. In der Zwischenzeit habe es verschiedene Beispiele
gegeben, aufgrund derer die Frage nach einer Starkung des Rechtsstaates durch
Einfihrung einer richterlichen Kontrolle von Bundesgesetzen neu diskutiert werden
musse, so die identische Begrindung beider Vorstdsse. Zudem wirde der Féderalismus
gestarkt, wenn auch die Kantone ein Gericht anrufen kénnten, das prufe, ob die
Verteilung der Zustandigkeiten zwischen Bund und Kantonen verfassungskonform sei.

In seinen identischen Stellungnahmen verwies der Bundesrat auf die bisher
gescheiterten Versuche, ein Bundesverfassungsgericht einzufihren (Pa.lv. Mdller-
Hemmi und Pa.lv. Studer; Mo. Caroni). Die Bestrebungen seien damals «nicht zuletzt am
klaren Widerstand des Standerats» gescheitert. Der Bundesrat sehe Uberdies keine
Notwendigkeit flr neuerliche Diskussionen und beantrage deshalb die Ablehnung
beider Motionen. Dies sah die kleine Kammer, die beide Motionen gleichzeitig
behandelte, hingegen leicht anders. Sie hiess einen Ordnungsantrag von Hans Stdckli
(sp, BE) gut, der die beiden Motionen der SPK-SR zur Vorprifung zuweisen wollte. Sie
solle die Verdnderung der Praxis beleuchten und insbesondere auch die Frage einer
Verfassungsgerichtsbarkeit bei Notrechtskompetenzen wie im Falle der Covid-19-
Pandemie betrachten.’

Wahl- und Abstimmungsverfahren

Eigentlich wére die Motion Zanetti (svp, ZH), die eine elektronische Zustellung von
Abstimmungsunterlagen forderte, im Stadnderat in der Frihjahrssession 2020
terminiert gewesen, konnte aber aufgrund des Sessionsabbruchs nicht mehr beraten
werden.

Die SPK-SR hatte ihren Bericht mit dem Antrag zur einstimmigen Ablehnung der Motion
bereits Ende Januar 2020 vorgelegt. Die elektronische Zustellung wirde nur einigen
wenigen Auslandschweizerinnen und -schweizern nutzen, wobei eine Verzégerung der
Ricksendung - die elektronisch zugestellten Dokumente mussten ausgedruckt und auf
postalischem Wege zurtickgesandt werden - trotzdem nicht ausgeschlossen werden
kénne. Ein Versand per E-Mail wirde zudem ein hohes Missbrauchsrisiko bergen.
Schliesslich wuirde der Druck der Unterlagen auf unterschiedliches Papier eine
maschinelle Auszahlung der Stimmzettel verunméglichen. Mathias Zopfi (gp, GL), der fir
die SPK-SR Bericht erstattete, schloss sein Pladoyer flr ein Nein mit dem Hinweis, dass
mit der Motion die tatséchlich bestehenden Probleme der Schweizerinnen und
Schweizer im Ausland nicht behoben, sondern neue Baustellen geschaffen wirden.
Bundeskanzler Walter Thurnherr hob in die gleiche Kerbe und wies darauf hin, dass der
E-Versand kein Ersatz fur E-Voting sein kénne, weniger sicher sei und erheblichen
Mehraufwand bedeute. Die kleine Kammer versenkte in der Folge die Vorlage
diskussionslos. ®

1) AB SR, 2020, S. 588; Bericht SPK-SR vom 31.1.20

2) AB SR, 2020, S. 972 ff.; AZ,15.7.20

3) AB SR, 2019 S.1004; AB SR, 2019 S. 1021; AB SR, 2019 S. 1045; Bericht Biiro-SR vom 28.11.19; BLZ, BU, 5.12.19

4) AB SR, 2021, 5.1024 f.; AZ, 30.9.21

5) AB VB 2020, S. 1971 ff.; Blick, 26.7., 27.7.19; SoZ, 28.7.19; Lib, 29.7.19; BaZ, TA, 30.7.19; AZ, 31.7.19; BaZ, TA, 3.8.19; AZ, 5.8.19;
NZZ, 6.8.19;: WW, 8.8.19; BaZ, 10.8.19; So-Bli, 11.8.19; WW, 15.8.19; NZZ, 13.9.19; So-Bli, 30.8.20; NZZ, WW, 3.9.20; NZZ, 7.9.20;
NZZ, TA, 9.9.20; AZ, Blick, NZZ, WW, 10.9.20; AZ, 11.9.20; So-Bli, 13.9.20; NZZ, 15.9.20; TA, 16.9.20; AZ, TA, WW, 17.9.20; TA,
18.9.20; So-Bli, 20.9.20; Lib, TA, 21.9.20; AZ, CdT, NZZ, 22.9.20; Blick, NZZ, 23.9.20; AZ, LT, Lib, NZZ, TA, TG, TZ, 24.9.20;
Bund, 29.9.20

6) AB NR, 2021, 5.1522; AB SR, 2021, S. 573 ff.; AB SR, 2021, S. 736; BBI, 20211490; AZ, 26.3.21; CdT, Lib, TG, 11.6.21

7) AB SR, 2021, S. 944 f.; Mo. 21.3689; Mo. 21.3690

8) AB SR, 2020, S. 588 f.; Bericht SPK-SR vom 31.1.20
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